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Vorsitz:  Dr. Patricia Peill (CDU) 

Protokoll: Vanessa Kriele 

 

 

Verhandlungspunkte und Ergebnisse: 

1 Gesetz über die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Nordrhein-
Westfalen für das Haushaltsjahr 2026 (Haushaltsgesetz 2026) 5 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/15000 
Drucksache 18/16300 (Ergänzung) 

Vorlage 18/4124 (Erläuterungsband zu Einzelplan 10) 
Vorlage 18/4310 (Einführung zu Einzelplan 10) 
Vorlage 18/4359 (Antworten auf Fragen der Fraktionen zu Einzelplan 10) 

Vorlage 18/4131 (Erläuterungsband zu Einzelplan 15) 
Vorlage 18/4311 (Einführung zu Einzelplan 15) 
Vorlage 18/4361 (Antworten auf Fragen der Fraktionen zu Einzelplan 15) 

– keine Wortbeiträge 
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Der Ausschuss stimmt den in Zuständigkeit des Ausschusses 
für Umwelt, Natur- und Verbraucherschutz Landwirtschaft, Forsten 
und ländliche Räume befindlichen Kapiteln des Einzelplans 10 
mit den Stimmen der Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktionen von SPD, 
FDP und AfD zu. 

Der Ausschuss stimmt dem Einzelplan 15 mit den Stimmen der 
Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen 
die Stimmen der Fraktionen von SPD, FDP und AfD zu. 

2 Aktuelles Seuchengeschehen 6 

– mündlicher Bericht der Landesregierung 

– Wortbeiträge 

3 Für Natur- und Artenschutz: Kein weiterer Ausbau von Windindustrie-
anlagen 11 

Antrag 
der Fraktion der AfD 
Drucksache 18/12783 

Ausschussprotokoll 18/983 (Anhörung vom 22.09.2025) 

– Wortbeiträge 

Der Ausschuss lehnt den Antrag mit den Stimmen der Frak-
tionen von CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP 
gegen die Stimme der AfD-Fraktion ab. 

4 Strategie ohne Mittel, Planung ohne Termin – Landeswasserstrategie 
endlich konkretisieren 12 

Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/16208 

– Wortbeiträge 

Der Ausschuss kommt auf Vorschlag von Dietmar Brockes (FDP) 
überein, den Antrag in der Sitzung am 10.12.2025 erneut aufzu-
rufen. 
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5 Mikroplastik und andere Partikel: Welche Maßnahmen plant die Landes-

regierung zum Schutz von Umwelt und Gesundheit? (Bericht beantragt 
von der SPD-Fraktion [siehe Anlage 1]) 15 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4475 

– keine Wortbeiträge 

6 Weiteres Urteil des Bundesverwaltungsgerichts zur Nitratbelastung – 
Welche Konsequenzen zieht die Landesregierung? (Bericht beantragt 
von der SPD-Fraktion [siehe Anlage 2]) 16 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4473 

– Wortbeiträge 

7 Verschiedenes 17 

hier: Bericht der Landesregierung „Monate nach den Razzien: Wie ist 
der Stand der Ermittlungen zu mutmaßlich illegalen Verklappungen 
verseuchten Materials?“ Vorlage 18/4520 17 

Der Ausschuss kommt überein, den Bericht in der Sitzung am 
10.12.2025 zu behandeln. 

* * * 
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1 Gesetz über die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Nordrhein-

Westfalen für das Haushaltsjahr 2026 (Haushaltsgesetz 2026)  

Gesetzentwurf  
der Landesregierung  
Drucksache 18/15000  
Drucksache 18/16300 (Ergänzung)  

Vorlage 18/4124 (Erläuterungsband zu Einzelplan 10) 
Vorlage 18/4310 (Einführung zu Einzelplan 10) 
Vorlage 18/4359 (Antworten auf Fragen der Fraktionen zu Einzelplan 10) 

Vorlage 18/4131 (Erläuterungsband zu Einzelplan 15) 
Vorlage 18/4311 (Einführung zu Einzelplan 15) 
Vorlage 18/4361 (Antworten auf Fragen der Fraktionen zu Einzelplan 15) 

Der Ausschuss stimmt den in Zuständigkeit des Ausschusses 
für Umwelt, Natur- und Verbraucherschutz Landwirtschaft, Forsten 
und ländliche Räume befindlichen Kapiteln des Einzelplans 10 
mit den Stimmen der Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktionen von SPD, 
FDP und AfD zu.  

Der Ausschuss stimmt dem Einzelplan 15 mit den Stimmen der 
Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen 
die Stimmen der Fraktionen von SPD, FDP und AfD zu. 
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2 Aktuelles Seuchengeschehen  

Vorsitzende Dr. Patricia Peill erinnert an die Übereinkunft des Ausschusses in der 
Sitzung vom 29. Oktober 2025, dieses Thema erneut auf die Tagesordnung zu setzen.  

Ministerin Silke Gorißen (MLV) Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Her-
ren Abgeordnete! Wir haben in der vorhergehenden Ausschusssitzung sehr um-
fangreich berichtet. Stand heute können wir zur Afrikanischen Schweinepest Fol-
gendes ergänzen: Wir haben aktuell 219 ASP-positive Wildschweine zu vermelden. 
Ansonsten hat sich diesbezüglich keine Änderung ergeben.  

Bei der Geflügelpest ist ein bisschen mehr in Bewegung: In Nordrhein-Westfalen 
sind aktuell insgesamt zwölf Hausgeflügelbetriebe betroffen. Dabei handelt es sich 
um fünf Verdachtsfälle, bzw. gibt es noch zwei weitere, ganz frisch aufgetretene 
Verdachtsfälle im Kreis Gütersloh. Bei Letzteren handelt es sich jeweils um eine 
gemischte Haltung von Enten und Gänsen. Dazu kommen fünf bestätigte Aus-
bruchsfälle. Alle Bestände sind nach dem Nachweis zeitnah getötet worden, und es 
hat die unschädliche Beseitigung der getöteten Tiere stattgefunden.  

Seit Oktober 2025 haben wir bei der Wildvogelpopulation 54 Nachweise von HPAI, 
sowie zehn Verdachtsfälle verzeichnet. Aktuell sind hiervon Kraniche, Graureiher, 
Wildgänse und vereinzelt auch Enten betroffen. In den Restriktionszonen, die über 
die betroffenen Kreise eingerichtet werden, gilt nach wie vor ein Verbringungsverbot 
für gehaltene Vögel. Bei den zuständigen Behörden können aber auch Ausnahme-
genehmigungen beantragt werden.  

Wir haben am 7. November 2025, also in der vergangenen Woche, zusammen mit 
Verbänden einen Leitfaden über erweiterte Präventionsmaßnahmen zur Verhinde-
rung des Eintrags und der Weiterverbreitung der Geflügelpest unterschrieben. Das 
Ganze wurde auch veröffentlicht. Darin sind strengere Maßnahmen für die Geflü-
gelhaltungen vorgesehen, die wir gemeinsam beschlossen haben. Das hat einen 
großen Appellcharakter. Dabei sind wir mit den Verbänden gemeinsam unterwegs.  

Unser Dank dafür, dass gemeinsam an einem Strang gezogen wurde und eine ent-
sprechende Ausarbeitung stattfinden konnte, die am Ende von allen unterzeichnet 
wurde, gilt der gesamten Branche, von den ganz großen Geflügelhaltern über die 
kleineren bis hin zu den Hobbygeflügelhaltern und denen von Rassegeflügel. Das 
ist ein gutes Signal in solch einer schwierigen Zeit. 

Julia Kahle-Hausmann (SPD) verweist auf die Karte im Internetangebot des Ministe-
riums, auf der teilweise nachvollzogen werden könne, an welchem Ort welche Vogel-
grippefälle aufgetreten seien. Es würde sie jedoch interessieren, ob es sich jeweils um 
Wildvögel oder um Vögel aus Tierhaltungen handele. 

Bezüglich der Afrikanischen Schweinepest habe die Ministerin in der vorhergehenden 
Sitzung deutlich und detailliert ausgeführt, dass im Sauerland zu viele Wildschweine 
lebten, die nicht ausreichend bejagt würden. Die Jäger täten demnach nicht genug, um 
deren Population stärker einzugrenzen. Tatsächlich habe sie aus der Bauernschaft 
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Hinweise auf Wildschäden durch Schwarzwild erhalten. Diese nähmen insbesondere 
in Sperrzone II zu. Zwar werde berichtet, dass Sachverständige sich in Sperrzone I 
und II bewegten und Schäden aufnähmen, dies geschehe jedoch schleppend bzw. 
teilweise gar nicht. Dazu wünsche sie eine Stellungnahme der Landesregierung.  

Die Ministerin habe bereits in der Sitzung am 29. Oktober 2025 berichtet, die Bejagung 
in Sperrzone II reiche nicht aus. Die Wildschäden nähmen dort drastisch zu. Die Ant-
wort auf die Frage nach der Jagdstrecke, also einer Schwarzwildstrecke, sei die Lan-
desregierung jedoch trotz Nachfrage vermutlich aufgrund der Unkenntnis konkreter 
Zahlen schuldig geblieben. Sie habe lediglich gesagt, die Wildkammern hingen voll mit 
Schweinen.  

Die Bauernschaft berichte zudem, das Land habe Personen beauftragt, um Schweine 
im Kerngebiet zu erlegen, es habe jedoch Unregelmäßigkeiten mit der Bezahlung die-
ser Menschen gegeben. Sie bitte um Aufklärung, ob dies zutreffe oder ob es sich um 
eine Fehlinformation handele.  

Ministerin Silke Gorißen (MLV) erwidert, der Landesregierung sei ihres Wissens seitens 
der Bauernschaft nichts von hohen Schäden berichtet worden. Sie gebe die Frage jedoch 
gern an die Fachleute für Jagd und Seuchenbekämpfung aus ihrem Ministerium weiter.  

Die Bejagung finde in enger Abstimmung mit den Jägern vor Ort, jedoch nicht in Form von 
in diesem Falle unzulässigen Drück- oder Gesellschaftsjagden statt. Würde hier auf diese 
Weise gejagt, brächen die Rotten durch die Zäune. Nicht das Land zahle aufgrund der 
Einschränkungen bei der Vermarktung und der dadurch vollen Kühlhäuser Aufwands-
entschädigungen, sondern die Kreise übernähmen dies. Im Kerngebiet würden 100 
Euro pro Schwein und in den Sperrzonen I und II 75 Euro pro Tier gezahlt.  

In den drei Restriktionszonen lägen jeweils unterschiedliche Voraussetzungen vor. Die 
erlegten Wildschweine im Kerngebiet dürften gar nicht verwertet werden, sondern wür-
den durch die WSVG unschädlich entsorgt. In den Sperrzonen I und II müssten zusätz-
lich zu der obligatorischen Trichinenbeprobung auch Blutproben auf ASP untersucht wer-
den. Falle das Ergebnis beider Untersuchungen jeweils negativ aus, dürften die erlegten 
Wildschweine aus der Sperrzone II für den eigenen häuslichen Verzehr genutzt werden, 
mit dem Wildbrett aus Sperrzone I dürfe dann wie gewohnt verfahren werden.  

Mit der derzeit verstärkten Bejagung werde im Kerngebiet die Tilgung der Wildschwein-
population und in den Sperrzonen II und I deren Reduktion bezweckt. Insgesamt ver-
zeichne NRW einen hohen Wildschweinebestand, unter anderem aufgrund der für die 
Wildschweine außerordentlich günstigen Jahre durch hohe Geburtenraten und zuträg-
liche Umstände. Im Wald habe genügend Futter bereitgestanden, insbesondere in den 
betroffenen Regionen und im Vergleich zu den Vorjahren, als strengere Winter zu einer 
Reduzierung des Bestands geführt hätten.  

Wäre eine stärkere Bejagung erfolgt, hätte dies den Bestand etwas reduziert. Daher 
liege die Quote derzeit höher, und es werde gerade im Kerngebiet stärker bejagt, al-
lerdings in der Art, wie sie es in der vorhergehenden Sitzung ausgeführt habe.  
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Die betroffenen Kreisen setzten ihre Bejagungkonzepte in enger Absprache mit den 
Jagdausübungsberechtigten vor Ort um. Auch das Ministerium halte es für wichtig, die 
jeweils Jagdausübungsberechtigten einzubeziehen und nicht einfach eigene Leute 
dorthin zu schicken.  

Derzeit fänden im Kerngebiet intensive Ansitzjagden sowie konzertierte Aktionen statt. 
Die ergänzende Fallenbejagung in den Kreisen Olpe und Siegen-Wittgenstein laufe 
derzeit dagegen nicht so gut, weil die Tiere aufgrund des großen Futterangebots im 
Wald, unter anderem in Form von Eicheln, selbst bei ordentlicher Anfütterung schlecht 
in die Fallen gingen. Hier würden die Fangzahlen jedoch absehbar wieder zunehmen.  

Zur Jagdstrecke könne sie derzeit keine Zahlen liefern. Wie zuvor angekündigt werde 
sie dies berichten, sobald die Rückmeldungen der Kreise und damit belastbare Zahlen 
vorlägen. Es handele sich um ein aufwachsendes Geschehen. Die von den Kreisen 
zuvor abgestimmten Konzepte befänden sich in der Umsetzung. Seit der jüngsten Sit-
zung des Ausschusses habe sie dazu jedoch keine belastbaren Zahlen erhalten.  

Dietmar Brockes (FDP) bittet um die Zurverfügungstellung des Sprechzettels, um die 
Zahlen im Nachgang präsent zu haben, sowie um die Übermittlung der Verständigung 
mit den Geflügelhaltern. Diesbezüglich würde ihn interessieren, ob diese Verständi-
gung auch Trinkwasserkontrollen beinhalte. Informationen Dritter zufolge könne ein 
Befall auf diesem Wege früh festgestellt werden. 

Ministerin Silke Gorißen (MLV) bestätigt, die Untersuchung des Wassers aus den 
Tränken sei als Möglichkeit in die Vereinbarung aufgenommen worden. Das entspre-
chende Dokument lasse sich über die Homepage des Landesamts für Verbraucher-
schutz und Ernährung Nordrhein-Westfalen unkompliziert herunterladen. Zudem habe 
das Ministerium eine Pressemitteilung mit einem Link zu dem Dokument über Social 
Media veröffentlicht. Die Vereinbarung stehe Ihres Wissens seit Freitag, 7. November 
2025, im Internetangebot des Ministeriums zum Download bereit.  

Die aktuellen Zahlen könnten auf der Homepage des LAVE eingesehen werden. Dort 
finde sich eine Karte mit den jeweiligen Fundorten. Die dort abrufbaren Zahlen würden 
zweimal wöchentlich aktualisiert und berücksichtigten sämtliche Fälle, für die das 
Friedrich-Loeffler-Institut den Befund des zuständigen Chemischen und Veterinärunter-
suchungsamtes erneut bestätigt habe. Ihren Sprechzettel habe sie handschriftlich um die 
neuesten Zahlen ergänzt, die Landesregierung könne den aktuellen Stand zur Afrikani-
schen Schweinepest und zur Vogelgrippe jedoch gern nachreichen.  

Bezüglich der haushalterischen Voraussetzungen der Seuchenbekämpfung verweise 
sie auf die Abstimmung zum Haushaltsentwurf und zur Ergänzungsvorlage unter TOP 1 
der heutigen Sitzung. Mit dem Akutwerden der Afrikanischen Schweinegrippe habe sie 
unmittelbar Kontakt mit dem Finanzminister aufgenommen, weil die Seuchenbekämp-
fung absehbar hohe Kosten verursachen werde. Dies gelte auch für die Geflügelpest. 

Über die Ergänzungsvorlage würden 28 Millionen Euro zusätzlich für die Seuchenbe-
kämpfung eingestellt, insbesondere für die Afrikanische Schweinepest, weil diesbezüglich 
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bereits Vereinbarungen mit den Kreisen darüber getroffen worden seien, welche damit 
verbundenen Erstattungen über die Billigkeitsrichtlinie beim Ministerium beantragt werden 
könnten. Das Ministerium könne die Mittel daher im Zuge einer internen Abrechnung 
sofort an die Kreise überweisen. Auch für den Umgang mit der Geflügelpest würden 
sich je nach Entwicklung des Mittelabrufs über das Finanzministerium weitere Mittel 
finden. 

Julia Kahle-Hausmann (SPD) entgegnet, bezüglich der Jagdstrecke müssten der 
Landesregierung ihres Erachtens zu den in den Kerngebieten oder in Sperrzone I und 
II erlegten Tiere stundenaktuelle Zahlen vorliegen, weil bei jedem einzelnen Schwein 
Trichinen- und ASP-Beprobungen durchgeführt werden müssten. Bezüglich der Wild-
schäden rechne sie noch mit Einlassungen der Fachleute aus dem Ministerium.  

In der vorherigen Sitzung habe die Ministerin gesagt, sie wolle, dass mehr gejagt 
werde und denke gegebenenfalls über Ersatzvornahmen nach. Auch wenn bezüglich 
des Ziels vermutlich Konsens bestehe, wünsche die SPD-Fraktion hier eine Erklärung, 
was mit dem letztgenannten Instrument gemeint sei.  

In Bezug auf die Erwartung stündlich abrufbarer Zahlen verweist Ministerin Silke 
Gorißen (MLV) auf die Krisensituation in den betroffenen Landkreisen. Die Bemühun-
gen, das Tierseuchengeschehen unter Kontrolle zu halten, verursachten ein enormes 
Arbeitsaufkommen in Form von Beprobungen, dem Wegholen und Vernichten von Tie-
ren sowie dem Einsenden und Aufarbeiten von Daten bei einer gleichbleibend großen 
Belegschaft in den Kreisen.  

Die stündliche Bereitstellung der Zahlen funktioniere im Augenblick nicht. Sie halte 
aktuell die Seuchenbekämpfung für das Wichtigste, die Zahlen würden dann irgend-
wann nachgeliefert. Sie müssten schließlich auch von überall her zusammengeführt 
werden. Schließlich gebe es nicht die eine Person, die nichts anderes täte, als Zahlen 
zu suchen und einzupflegen. Es handele sich um ein massives Geschehen und die 
Menschen in den Kreisen arbeiteten derzeit am Anschlag. 

Für die Bekämpfung der Afrikanischen Schweinepest sei vor Ort quasi ein Dorf aufge-
baut worden. Das Ausmaß gleiche dem Impfgeschehen zur Immunisierung gegen die 
Blauzungenkrankheit. Auch damals sei immer nach Daten dazu gefragt worden, wo 
und in welcher Anzahl Impfungen erfolgt seien. Die Tierärzte hätten jedoch um Erlaub-
nis gebeten, erst einmal nur zu impfen und Zahlen nachträglich einzustellen. 

Die in der vorhergehenden Sitzung beschriebene Ersatzvornahme komme nur im Falle 
festgelegter Zielvorgaben infrage und auch nur dann, wenn diese in den Kreisen nicht 
erreicht würden. Sie habe jedoch keine Zielvorgaben gemacht, weil auch dafür die 
Datengrundlagen fehlten, unter anderem dazu, wie viele Schweine sich gerade in den 
betroffenen Gebieten befänden. Das Ministerium lasse die Kreise arbeiten, stehe mit 
diesen im ständigen Austausch, und es laufe alles gut. Ersatzvornahmen spielten bis-
her keine Rolle.  
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Julia Kahle-Hausmann (SPD) erinnert an ihre Fragen zu den Wildschäden und dazu, 
ob das Land Personen beauftragt habe, Schweine im Kerngebiet zu erlegen, die ge-
gebenenfalls nicht fristgerecht bezahlt würden 

Ministerin Silke Gorißen (MLV) antwortet, die Bejagung erfolge derzeit über die 
Kreise und werde nicht von der Landesregierung beauftragt. Nur die Fallenjagd werde 
über die Jagdeinheit beim MLV gesteuert.  

RBr Dr. Jürgen Harlizius (MLV) informiert bezüglich der Wildschäden, es fänden wö-
chentlich Treffen mit den Kreisen statt, bei denen Probleme abgefragt und dann auch 
von den Kreisen berichtet würden. Im Schadensfalle laufe derzeit das normale Proze-
dere der Abwicklung: Die Geschädigten müssen sich beim Ordnungsamt melden. Dort 
werde der Fall bewertet und dann gegebenenfalls entschädigt.  

MDgt Daniel Hartmann (MLV) bestätigt, es habe bisher keine Hinweise bezüglich der 
Wildschäden gegeben. Er höre zum ersten Mal, dass diese nur schleppend festgestellt 
würden. Insofern lägen dazu auch keine näheren Erkenntnisse vor. Wenn Wildschä-
den entständen, greife das übliche Verfahren zum Ersatz dieser Schäden.  

Dabei müsse das Dreiecksverhältnis zwischen Kreisen, Jägern und Betroffenen be-
dacht werden: Der Kreis habe Maßnahmen im Rahmen der Tierseuchenbekämpfung 
ergriffen. Dadurch hätten Jäger insbesondere in den betroffenen Zonen nicht mehr wie 
gewohnt jagen können, zumal eine Zeit lang ein Jagdverbot gegolten habe. Die be-
troffenen Landwirte und Bewirtschafter klagten dann über die Schäden. Derzeit wür-
den Verfahrensanweisungen geprüft, die es Betroffenen vor Ort erleichtern sollten, den 
Wildschadensersatz direkt geltend zu machen und zu erhalten.   
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3 Für Natur- und Artenschutz: Kein weiterer Ausbau von Windindustrieanlagen  

Antrag  
der Fraktion der AfD  
Drucksache 18/12783  

Ausschussprotokoll 18/983 (Anhörung vom 22.09.2025)  

(Überweisung an den Ausschuss für Umwelt, Natur- und Ver-
braucherschutz, Landwirtschaft, Forsten und ländliche Räume 
am 20.02.2025) 

Zacharias Schalley (AfD) merkt an, in der Debatte und in der Anhörung zu dem An-
trag hätten sich bekannte Muster gezeigt: Die negativen Auswirkungen der Gewinnung 
von Windenergie seien verharmlost oder schlicht geleugnet worden. Daher erwarte er 
auch heute keine Zustimmung. Dennoch hielte er es für geboten, sowohl die lokalen 
Auswirkungen als auch die globale Umweltzerstörung, die mit der Technologie einher-
gingen, ehrlich anzuerkennen.  

Dr. Volkhard Wille (GRÜNE) entgegnet, es werde keineswegs geleugnet, dass jede 
Form der Energieerzeugung Folgen für die Umwelt mit sich bringe. Aus diesem Grund 
existiere auch für den Ausbau der erneuerbaren Energien ein umfangreiches Regelwerk 
inklusive der Artenschutzleitfäden. Zudem erfolge eine räumliche Steuerung über die Lan-
des- und Regionalplanung, bei der verschiedene Aspekte gerade auch mit Blick auf die 
Umwelt geprüft würden, um den Ausbau der Erneuerbaren in die natur- und umwelt-
politisch unkritischsten Räume zu lenken. Er halte den Antrag daher für im Kern falsch.  

Der Ausschuss lehnt den Antrag mit den Stimmen der Frak-
tionen von CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP 
gegen die Stimme der AfD-Fraktion ab.  
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4 Strategie ohne Mittel, Planung ohne Termin – Landeswasserstrategie end-

lich konkretisieren  

Antrag  
der Fraktion der FDP  
Drucksache 18/16208  

(Überweisung an den Ausschuss für Umwelt, Natur- und Ver-
braucherschutz, Landwirtschaft, Forsten und ländliche Räume 
am 05.11.2025) 

Dietmar Brockes (FDP) erinnert an die Ankündigung von Minister Oliver Krischer in 
der Plenardebatte am 05.11.2025, die Wasserstrategie werde zum Jahresende vorlie-
gen, und bittet um nähere Informationen zum konkreten Fahrplan.  

Ihm selbst sei im Zuge der Debatte unterstellt worden, er habe behauptet, für sämtliche 
in der Strategie aufgeführte Maßnahmen sehe der Haushaltsentwurf nur rund 700.000 
Euro vor. Ganz im Gegenteil existierten viele dieser Maßnahmen bereits. Für diese 
ständen auch Mittel zur Verfügung. Die Strategie selbst werde, wenn sie erst vorliege, 
jedoch sicherlich weitere Positionen enthalten, die nicht über die vorhandenen Haus-
haltstitel abgedeckt seien. Wenn die veranschlagten 700.000 Euro dafür nicht ausrei-
chen sollten, verstehe er den unveränderten Mittelansatz für das kommende Jahr nicht.  

Der Minister habe zudem auf das erfolgte Beteiligungsverfahren hingewiesen. An die-
sem habe es jedoch deutliche Kritik gegeben, die auch bei der Landesregierung an-
gekommen sein dürfte. Die Branche habe beklagt, ihr sei bei der entsprechenden Ver-
anstaltung nach der Präsentation keine Gelegenheit zur Rückmeldung gegeben wor-
den. Daher frage er, ob die Landesregierung die bisherigen Beteiligungsformate tat-
sächlich für ausreichend halte. 

Minister Oliver Krischer (MUNV) merkt an, der Sprecher der FDP-Fraktion habe die-
selben Fragen bereits in der Plenardebatte gestellt und dort seines Erachtens auch 
eine Antwort darauf erhalten. Die Wiederholung der Fragen ermögliche es jedoch, die 
einzelnen Sachverhalte näher zu erläutern.  

Der Fahrplan sehe vor, die Strategie bis zum Jahresende vorzulegen, wie es auch in 
der Vergangenheit stets kommuniziert worden sei. Des Weiteren bitte er darum, sich 
überraschen zu lassen.  

Die in dem Antrag genannte Haushaltsposition betreffe die Frage der Digitalisierung in 
der Wasserwirtschaft. Damit würde eine ganze Reihe von Dingen finanziert. Es han-
dele sich jedoch nur um eine von zahlreichen Haushaltspositionen im Einzelplan 10 
zum Thema „Wasser“. Die Wasserstrategie stelle eine umfassende Herangehens-
weise dar, die sich auch, aber nicht immer auf Haushaltsansätze auswirke. Die Lan-
desregierung plane zum Beispiel nicht, ein Büro oder eine Institution für die Umsetzung 
einer Wasserstrategie zu gründen und dafür Geld zu hinterlegen. 
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Im Haushalt müsse vielmehr Geld für Maßnahmen vorgesehen werden, die ohnehin 
schon ergriffen würden, etwa für den Hochwasserschutz, andere wasserwirtschaftliche 
Maßnahmen oder die Förderung von Projekten. Dieses Geld solle dann im Sinne der 
Wasserstrategie eingesetzt werden. Die Wasserstrategie betreffe zudem auch nicht 
unmittelbar finanzierungsrelevante regulatorische Maßnahmen. Deshalb werde es im 
Haushalt keine Position „Wasserstrategie“ geben.  

Die Frage der Beteiligung habe die Landesregierung ausführlich dargelegt. Zu dem 
von ihr zunächst vorgelegten Eckpunktepapier habe es eine breit aufgestellte Veran-
staltung und einen Stakeholderdialog, sowie weitere Fachgespräche mit besonders 
involvierten Institutionen gegeben. Der zuständige Abteilungsleiter im MUNV könne 
dies auf Wunsch im Detail ausführen. 

Grundsätzliche Kritik wegen mangelnder Kommunikation habe die Landesregierung 
nicht erreicht. Eine Unzufriedenheit bei dem einen oder anderen lasse sich bei ähnli-
chen Prozessen jedoch niemals vollkommen ausschließen. Es bleibe eine schwierige 
Aufgabe, die Zivilgesellschaft umfassend einzubinden. Zwei Tage vor der heutigen Sit-
zung habe er sich jedoch mit der Arbeitsgemeinschaft der Wasserverbände in Nordrhein-
Westfalen, der agw, getroffen und sei dort auf ausdrückliche Unterstützung für den Pro-
zess gestoßen, dessen Ergebnis auch von dieser Seite mit Spannung erwartet werde.  

Stephan Wolters (CDU) hebt hervor, die vom Sprecher der FDP-Fraktion vorhin rich-
tigerweise erwähnten zahlreichen, über die im Antrag genannte Position „Zukunftsfra-
gen der Wasserwirtschaft“ hinausgehenden Titel mit Wasserbezug zeigten, wie viel 
Geld schon jetzt in derartige Maßnahmen fließe. In der Plenardebatte habe sich die 
FDP-Fraktion dagegen sehr auf die oben genannte Einzelposition fokussiert. Diese 
werde im Haushalt im Übrigen nicht mit 775.000 Euro, wie im Antrag aufgeführt, son-
dern lediglich mit 755.000 Euro veranschlagt.  

Die antragstellende Fraktion habe schon zuvor Antworten auf Kleine Anfragen zu den 
einzelnen Maßnahmen und auch zum Prozess der Stakeholderbeteiligung erhalten. 
Im Zuge dessen sei bereits darauf hingewiesen worden, welche Maßnahmen ergriffen 
und welche Erkenntnisse aus den Auswertungen auch bezüglich des zeitlichen Ablau-
fes gezogen werden sollten. Seines Erachtens führe die im Antrag formulierte Frage-
stellung nicht zum Ziel.  

Viele Maßnahmen seien bereits in die Wege geleitet worden. Das Ministerium werde 
das von ihm Erarbeitete mit den entsprechenden Handlungsempfehlungen präsentie-
ren. Anschließend werde es Gelegenheit geben, sich gegebenenfalls erneut zusam-
menzusetzen und abweichende Meinungen zu äußern. Daher komme der Antrag 
schlicht zu früh. Er hätte es für sinnvoller erachtet, ihn einzubringen, sobald das Minis-
terium Unterlagen zur Verfügung stelle.  

René Schneider (SPD) sagt, der Minister habe zwar sehr überzeugt vorgetragen, die 
Landesstrategie solle bis Jahresende vorliegen, ähnlich habe dieser sich jedoch in der 
Vergangenheit zum Bibermanagement und vielen weiteren Vorhaben geäußert, die 
noch immer auf sich warten ließen.  
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Angesichts der Ankündigung der Landesregierung, die Landeswasserstrategie werde 
noch 2025 vorgestellt, gehe die SPD-Fraktion davon aus, dass diese rechtzeitig zur 
letzten Ausschusssitzung des Jahres am 10. Dezember 2025 und nicht erst kurz vor 
Weihnachten vorliege. Dabei halte er es für nachrangig, ob sie drei Tage oder eine 
Stunde vor der Sitzung übersandt werde. Seine Fraktion würde sich sehr freuen, wenn 
die Landesregierung bei dieser Gelegenheit auch das Handlungskonzept zum Biber-
management lieferte.  

Politik sei nicht dafür da, sich überraschen zu lassen, wie der Minister es vorhin nahe-
gelegt habe, so Dietmar Brockes (FDP). Er hätte von der Landesregierung heute 
mehr Informationen erwartet, als in der Plenardebatte vorgetragen worden seien. Nach 
der Priorisierung der Maßnahmen habe er jedoch bewusst gar nicht erst gefragt, weil 
der Minister selbst bei den wenigen bisher angesprochenen Punkten mauere.  

Die Debatte stoße dem Sprecher der CDU-Fraktion verständlicherweise unangenehm 
auf. Immerhin werde die Strategie mittlerweile seit fast zwei Jahren erwartet. Er selbst 
werde sich daher noch etwas länger gedulden und warte gespannt auf die Sitzung am 
10. Dezember 2025.  

Der Ausschuss kommt auf Vorschlag von Dietmar Brockes (FDP) 
überein, den Antrag in der Sitzung am 10.12.2025 erneut aufzu-
rufen.  
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5 Mikroplastik und andere Partikel: Welche Maßnahmen plant die Landesre-

gierung zum Schutz von Umwelt und Gesundheit? (Bericht beantragt von der 
SPD-Fraktion [siehe Anlage 1]) 

Bericht  
der Landesregierung  
Vorlage 18/4475  

– keine Wortbeiträge 
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6 Weiteres Urteil des Bundesverwaltungsgerichts zur Nitratbelastung – 

Welche Konsequenzen zieht die Landesregierung? (Bericht beantragt von 
der SPD-Fraktion [siehe Anlage 2]) 

Bericht  
der Landesregierung  
Vorlage 18/4473 

Julia Kahle-Hausmann (SPD) merkt an, der Bericht der Landesregierung lese sich 
sehr zurückhaltend, insbesondere im Vergleich zur Haltung anderer Bundesländer. 
Mecklenburg-Vorpommern etwa sei vorangegangen und habe den Bund damit unter 
Druck gesetzt. Ob es sich dabei um die richtige Vorgehensweise handele, wisse sie 
nicht. Allerdings herrsche dort nun Rechtsicherheit für die Landwirte. Eine ähnlich kon-
sequente Haltung wünsche sie sich auch von Nordrhein-Westfalen. Ihre Fraktion bitte 
darum, schnellstmöglich eine rechtssichere Verordnungsbasis für die Landwirte in 
NRW zu schaffen. 
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7 Verschiedenes  

hier: Bericht der Landesregierung „Monate nach den Razzien: Wie ist der 
Stand der Ermittlungen zu mutmaßlich illegalen Verklappungen ver-
seuchten Materials?“ Vorlage 18/4520 

Minister Oliver Krischer (MUNV) weist auf die mit heutigem Datum zur Verfügung 
gestellte Vorlage 18/4520 hin. Die Landesregierung habe in der Vergangenheit immer 
wieder über Razzien der ZeUK NRW im Zusammenhang mit der illegalen Entsorgung von 
Abfällen und Bodenmaterial berichtet. Das Ministerium der Justiz haben zur heutigen Sit-
zung des Rechtsausschusses einen Bericht zum aktuellen Sachstand übersandt und um 
Übermittlung an den Unterausschuss Bergbausicherheit des Ausschusses für Wirt-
schaft, Industrie, Klimaschutz und Energie und sowie an diesen Ausschuss gebeten. 

Der Ausschuss kommt überein, den Bericht in der Sitzung am 
10.12.2025 zu behandeln. 

gez. Dr. Patricia Peill 
Vorsitzende 

2 Anlagen 
21.11.2025/27.11.2025 
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Mikroplastik und andere Partikel: Welche Maßnahmen plant die Landesregierung zum Schutz von Umwelt 

und Gesundheit?

Sehr geehrte Frau Vorsitzende, 

am 24. Oktober 2025 hat das Europäische Parlament ein Gesetz beschlossen, nach dem Unternehmen 

künftig sicherstellen müssen, dass Kunststoffgranulat aus ihrer Produktion nicht in die Umwelt gelangt.

Hintergrund ist, dass jährlich bis zu 184.000 Tonnen Kunststoffgranulat in der EU in die Natur freigesetzt 

werden. Weitere wesentliche Quellen von Mikroplastik sind Reifenabrieb, Kosmetikprodukte, Textilien 

sowie zerfallende Kunststoffverpackungen.

Mikroplastik kann mittlerweile in allen Regionen und Ökosystemen der Erde nachgewiesen werden. Auch in 

Lebensmitteln, Getränken sowie in menschlichen und tierischen Organen und Geweben wurden bereits 

Mikroplastikpartikel festgestellt.

Es wird angenommen, dass Mikroplastik im menschlichen Körper chemische, physikalische und biologische 

Wirkungen entfalten kann und somit potenziell toxische, entzündliche, hormonelle, infektiöse oder DNA-

schädigende Folgen haben könnte.

Der Untersuchungsbericht des Landesamtes für Natur, Umwelt und Klima Nordrhein-Westfalen (LANUK) 

mit dem Titel „Primäres Mikroplastik im Abwasser industrieller Einleiter – eine Pilotstudie am Rhein“ 

(Vorlage 18/4097), veröffentlicht im August 2025, zeigt, dass in den untersuchten Abwassereinleitungen 

und Rheinabschnitten Mikroplastik in unterschiedlichen Konzentrationen nachgewiesen wurde.

Darüber hinaus besteht weiterhin das Problem, dass trotz intensiver Forschung bislang keine 

standardisierten Methoden zur Erfassung von Mikroplastik existieren. Das LANUK empfiehlt daher

standardisierte und routinetaugliche Methoden zu entwickeln und gesetzliche Grenzwerte für Mikroplastik 

festzulegen.

Neben Mikroplastik ist zur Untersuchung der stofflichen Belastung von Gewässern der Parameter 

„Abfiltrierbare Stoffe mit einer Partikelgröße zwischen 0,45 und 0,63 µm“ (AFS63) zunehmend in den Fokus 

gerückt.

An den Partikeln dieses Stoffparameters lagern sich insbesondere Schwermetalle und polyzyklische 

aromatische Kohlenwasserstoffe (PAK) an, die über den Niederschlagsabfluss in die Oberflächengewässer 

eingetragen werden. Diese Stoffe gelten als potenziell krebserregend und toxisch für Mensch und Umwelt.
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Sowohl Mikroplastik als auch die AFS63 sollten daher in der Abwasserreinigung möglichst weitgehend 

herausgefiltert werden, um negative Auswirkungen auf Umwelt und Gesundheit zu minimieren. 

Vor diesem Hintergrund bittet die SPD-Fraktion die Landesregierung um einen schriftlichen Bericht zur 

Sitzung des Ausschusses am 12. November 2025 zum Thema: „Mikroplastik und andere Partikel: Welche 

Maßnahmen plant die Landesregierung zum Schutz von Umwelt und Gesundheit?“

Der Bericht soll dabei u.a. folgende Fragen beantworten:

1.1. Welche Rückschlüsse zieht die Landesregierung aus dem LANUK-Bericht zum Vorkommen von 

primärem Mikroplastik im Abwasser?

2.2. Wie begleitet die Landesregierung den Standardisierungsprozess zur Analyse und Messung von 

Mikroplastik?

3.3. Wie bewertet die Landesregierung die Gefahren, die vom Stoffparameter AFS63 ausgehen?

4.4. Inwiefern setzt sich die Landesregierung auf EU- und Bundesebene für die Einführung einheitlicher 

Grenzwerte für Mikroplastik und AFS63 ein?

5.5. Welche technischen Verfahren zur Entfernung von Mikroplastik und AFS63 aus Abwasser sind der 

Landesregierung bekannt, und plant sie, entsprechende Modellprojekte zu unterstützen? Falls die 

Landesregierung entsprechende Modellprojekte noch nicht fördert: Welche Haushaltsmittel 

stünden hierfür zur Verfügung?

6.6. Mit welchen Kosten rechnet die Landesregierung schätzungsweise für die Entfernung von 

Mikroplastik und AFS63 aus Abwässern in Nordrhein-Westfalen?

Mit freundlichen Grüßen

René Schneider MdL
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Weiteres Urteil des Bundesverwaltungsgerichts zur Nitratbelastung – Welche Konsequenzen zieht die 

Landesregierung?

Sehr geehrte Frau Vorsitzende,

in seinem Urteil vom 8. Oktober 2025 (Az. 10 C 1.25) hat das Bundesverwaltungsgericht (BVerwG) der 

Deutschen Umwelthilfe (DUH) recht gegeben und festgestellt, dass die Bundesregierung Maßnahmen 

ergreifen muss, um die Nitratbelastung des Grundwassers wirksam zu senken.

Demnach ist das zuständige Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) verpflichtet, ein 

Nationales Aktionsprogramm zum Schutz der Gewässer vor Nitrat aus landwirtschaftlichen Quellen zu 

erstellen.

Bereits im März 2025 hatte das BVerwG die Revisionen von Nordrhein-Westfalen und Niedersachsen gegen 

ein Urteil des Oberverwaltungsgerichts Lüneburg vom November 2023 zurückgewiesen. Damit wurden die 

beiden Länder verpflichtet, deutlich größere Anstrengungen zu unternehmen, um den EU-weiten Nitrat-

Grenzwert von 50 mg/l einzuhalten. Auch in diesem Fall war die DUH die klagende Partei, mit Verweis auf 

den besorgniserregenden ökologischen Zustand der Gewässer im Ems-Gebiet. Die hohe Nitratbelastung sei 

auf übermäßige Nährstoffeinträge aus der Landwirtschaft zurückzuführen.

Aufgrund dieser beiden Urteile stehen nun strengere Vorgaben für die Landwirtschaft im Raum – etwa 

durch eine konsequentere Durchsetzung bestehender Düngeregelungen oder die Einführung von 

Obergrenzen in der Tierhaltung.

Vor diesem Hintergrund bittet die SPD-Fraktion die Landesregierung um einen schriftlichen Bericht zur 

Sitzung des Ausschusses am 12. November 2025 zum Thema:

„Weiteres Urteil des Bundesverwaltungsgerichts zur Nitratbelastung – Welche Konsequenzen zieht die 

Landesregierung?“

Der Bericht soll dabei u.a. folgende Fragen beantworten:

1.1. Wie will die Landesregierung die Nitratbelastung im Ems-Gebiet nachhaltig senken?

2.2. Wie bewertet die Landesregierung das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 8. Oktober 2025 

im Hinblick auf seine Auswirkungen auf das Wasserrecht und die Landwirtschaft?
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3.3. Welche Maßnahmen sollte ein Nationales Aktionsprogramm aus Sicht der Landesregierung 

enthalten – besonders mit Blick auf das Wasserrecht und die Landwirtschaft? Inwieweit steht die 

Landesregierung hier im Austausch mit dem BMEL?

4.4. Hat bereits ein Austausch mit der niedersächsischen Landesregierung zu diesem Thema 

stattgefunden? Wenn ja, mit welchem Ergebnis?

5.5. Plant die Landesregierung, weitere Nährstoffemittenten wie kommunale Unternehmen mit 

Kläranlagen, Straßenmeistereien oder Industriebetriebe in eine mögliche Novellierung des 

Düngerechts einzubeziehen?

6.6. Wie sind die Beschlüsse des Antrags „Nachhaltige Landwirtschaft stärken – Natur und Menschen 

schützen: Verursacherprinzip im Rahmen der Düngegesetzgebung ambitioniert umsetzen“ 

(Drucksache 18/7766) bisher umgesetzt worden?

Mit freundlichen Grüßen

René Schneider MdL
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